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Tag I n h a l t Seite

§ 1 Absatz 1 Nummer 2 der Zulassungszahlenverordnung
2011 – Hochschule der Polizei Hamburg – vom 3. März 2011
(HmbGVBl. S. 101) erhält folgende Fassung:

„2. Studienbeginn 1. Oktober 2011

a) Bachelorstudiengang Polizei  . . . . . . . . . . . . . . . . 50,
b) Bachelorstudiengang

Sicherheitsmanagement . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0. “

Hamburg, den 16. September 2011.

Die Behörde für Inneres und Sport
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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

Verordnung
zur Änderung der Zulassungszahlenverordnung 2011

– Hochschule der Polizei Hamburg –
Vom 16. September 2011

Auf Grund von § 23 Absatz 3 des Gesetzes über die
Hochschule der Polizei Hamburg vom 22. Dezember 2006
(HmbGVBl. S. 614) und Nummer 3 der Weiterübertragungs-
verordnung – Hochschule der Polizei Hamburg – vom 18. De-
zember 2007 (HmbGVBl. S. 463), geändert am 26. Oktober
2010 (HmbGVBl. S. 579, 580), wird verordnet:
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Lokstedt 54 für den Geltungs-
bereich nördlich des Lohkoppelwegs, östlich Emil-Andresen-
Straße (Bezirk Eimsbüttel, Ortsteil 317) wird festgestellt.

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt:
Emil-Andresen-Straße – Nordost- und Nordwestgrenze des
Flurstücks 5052 – Nordost- und Ostgrenze des Flurstücks
5058 der Gemarkung Lokstedt – Lohkoppelweg.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt. 

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:
1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim

örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden
a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des

Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit der Bekannt-
machung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach
§ 214 Absatz 2a des Baugesetzbuchs beachtlich sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. Im allgemeinen Wohngebiet werden Ausnahmen für
Gartenbaubetriebe und Tankstellen nach § 4 Absatz 3 der
Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 23. Januar
1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am 22. April 1993
(BGBl. I S. 466, 479), ausgeschlossen. 

2. Im allgemeinen Wohngebiet kann eine Überschreitung der
Baugrenzen durch Terrassen bis zu einer Tiefe von
5 m zugelassen werden. 

3. Im allgemeinen Wohngebiet sind oberhalb der als Höchst-
maß festgesetzten Vollgeschosse weitere Geschosse
unzulässig. In den mit „(A)“ bezeichneten Baugrenzen ist
für die Wohnungen im obersten Vollgeschoss auch ober-
halb der als Höchstmaß festgesetzten Zahl der Vollge-
schosse jeweils ein Dachausstieg mit einer Grundfläche
von höchstens 15 m² zulässig. Die Dachausstiege dürfen
eingehaust werden. 

4. Im allgemeinen Wohngebiet sind Stellplätze nur in Tief-
garagen zulässig. Tiefgaragen sind auch außerhalb der
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

5. Tiefgaragen sind mit einem mindestens 80 cm starken,
durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und zu
begrünen. Hiervon ausgenommen sind die erforderlichen
Flächen für Wohnhöfe, Terrassen, Wege und Freitreppen
sowie Kinderspielflächen. 

6. Im Kronenbereich der zu erhaltenden Bäume sind Gelän-
deaufhöhungen oder Abgrabungen sowie Nebenanlagen,
Erschließungsflächen und Garagen unzulässig. Für die zu
erhaltenden Gehölze sind bei Abgang Ersatzpflanzungen

Verordnung
über den Bebauungsplan Lokstedt 54

Vom 27. September 2011

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am
22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Verbindung mit § 3 Absatz 1
und § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der
Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt
geändert am 14. Juni 2011 (HmbGVBl. S. 256), § 81 Absatz 1
Nummer 2 der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezem-
ber 2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), zuletzt geändert am 11. Mai
2010 (HmbGVBl. S. 350, 370), § 4 Absatz 3 Satz 1 des Hambur-
gischen Gesetzes zur Ausführung des Bundesnaturschutzgeset-
zes vom 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 402) in Verbindung
mit § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutz-
gesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), § 4 des Hambur-
gischen Klimaschutzgesetzes vom 25. Juni 1997 (HmbGVBl.
S. 261), zuletzt geändert am 6. Juli 2006 (HmbGVBl. S. 404,
414), sowie § 1, § 2 Absatz 1, § 3 und § 4 Nummer 1 der
Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 8. August 2006
(HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert am 11. Mai 2010
(HmbGVBl. S. 350, 370), wird verordnet:
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so vorzunehmen, dass der Umfang und der jeweilige
Charakter der Pflanzung erhalten bleiben.

7. Im allgemeinen Wohngebiet sind die Dachflächen von
Gebäuden mit einem mindestens 8 cm starken durchwur-
zelbaren Substrataufbau zu versehen und zu begrünen.
Von einer Dachbegrünung kann in den Bereichen abge-
sehen werden, die als Terrassen genutzt werden, oder der
Belichtung, Be- und Entlüftung oder der Aufnahme tech-
nischer Anlagen dienen. 

8. Im allgemeinen Wohngebiet ist pro 250 m² nicht überbau-
barer Grundstücksfläche ein Obstbaum oder ein Laub-
baum zu pflanzen oder zu erhalten. Die anzupflanzenden
Laubbäume müssen einen Stammumfang von mindestens
18 cm, Obstbäume einen Stammumfang von mindestens
14 cm, jeweils in 1 m Höhe über dem Erdboden gemessen,
aufweisen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei
Abgang gleichwertig zu ersetzen.

9. Gehwege außerhalb von Straßenverkehrsflächen sind in
wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen.

10. Für die Beheizung und Bereitstellung des Warmwassers
sind neu zu errichtende Gebäude an ein Wärmenetz anzu-
schließen, das überwiegend mit erneuerbaren Energien
versorgt wird. Beim Einsatz von Kraft-Wärme-Kopplung
oder Abwärmenutzung, die nicht mit erneuerbaren Ener-
gien erzeugt wird, sind mindestens 30 vom Hundert des
Jahreswarmwasserbedarfs auf der Basis erneuerbarer Ener-
gien zu decken. Vom Anschluss- und Benutzungsgebot
kann ausnahmsweise abgesehen werden, wenn der berech-
nete Heizenergiebedarf der Gebäude nach der Energie-
einsparverordnung vom 24. Juli 2007 (BGBl. I S. 1519),
geändert am 29. April 2009 (BGBl. I S. 954), den Wert von
15 kWh/m² Nutzfläche nicht übersteigt. Vom Anschluss-
und Benutzungsgebot kann auf Antrag befreit werden,
soweit die Erfüllung der Anforderungen im Einzelfall
wegen besonderer Umstände zu einer unbilligen Härte
führen würde. Die Befreiung kann zeitlich befristet wer-
den.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Lokstedt 56 für den Geltungsbe-
reich östlich und westlich des Grandwegs zwischen Veilchen-
weg, Platanenallee und Lokstedter Steindamm (Bezirk Eims-
büttel, Ortsteil 317) wird festgestellt.

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt:

Veilchenweg – West- und Nordgrenze des Flurstücks 2072
(Hans-Heinrich-Sievert-Kampfbahn) der Gemarkung Lok-
stedt – Grandweg – Nordgrenzen der Flurstücke 4163 und
4172, Westgrenze des Flurstücks 1103 der Gemarkung Lok-
stedt – Platanenallee – Lokstedter Steindamm – Bezirks-
grenze – über das  Flurstück 4408 (Lokstedter Steindamm),
Süd- und Ostgrenze des Flurstücks 4172, Ost- und Süd-

grenze des Flurstücks 1112 über das Flurstück 4390
(Grandweg) der Gemarkung Lokstedt. 

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung sowie die zusammenfassende
Erklärung nach § 10 Absatz 4 des Baugesetzbuchs werden beim
Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann niederge-
legt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die
zusammenfassende Erklärung können beim örtlich
zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Ab-

Verordnung
über den Bebauungsplan Lokstedt 56

Vom 27. September 2011

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am
22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Verbindung mit § 3 Absatz 1
und § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der
Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt
geändert am 14. Juni 2011 (HmbGVBl. S. 256), § 4 Absatz 3 des
Hamburgischen Gesetzes zur Ausführung des Bundesnatur-
schutzgesetzes vom 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 402), in
Verbindung mit § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 des Bundes-
naturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) sowie
§ 1, § 2 Absatz 1 der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom
8. August 2006 (HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert am
11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 370), wird verordnet:

Hamburg, den 27. September 2011.

Das Bezirksamt Eimsbüttel
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drucke beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie
gegen Kostenerstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in
Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind,
die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekannt-
machung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. In den allgemeinen Wohngebieten werden Ausnahmen für
Gartenbaubetriebe und Tankstellen nach § 4 Absatz 3 der
Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 23. Januar
1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am 22. April 1993
(BGBl. I S. 466, 479), ausgeschlossen.

2. In den mit „WA1“ bis „WA5“ bezeichneten allgemeinen
Wohngebieten sind bei der Berechnung der Geschoss-
fläche die Flächen von Aufenthaltsräumen in Geschossen,
die keine Vollgeschosse sind, einschließlich der zu ihnen
gehörenden Treppenräume und einschließlich ihrer
Umfassungswände mitzurechnen.

3. In den mit „WA1“ bis „WA5“ bezeichneten allgemeinen
Wohngebieten sind Stellplätze nur in Tiefgaragen zulässig.
Die Oberkante der Tiefgarage einschließlich ihrer Über-
deckung darf nicht über die natürliche Geländeoberfläche
herausragen.

4. In den mit „WA1“ bis „WA5“ bezeichneten allgemeinen
Wohngebieten darf die festgesetzte Grundflächenzahl von
0,4 für Tiefgaragen bis zu einer Grundflächenzahl von 0,7
überschritten werden.

5. Eine Überschreitung der Baugrenzen durch Balkone bis zu
2 m ist zulässig. Die Überschreitungen dürfen insgesamt
nicht mehr als die Hälfte der jeweiligen Fassadenfront des
jeweiligen Baukörpers betragen. 

6. Innerhalb der mit „(a)“ bezeichneten überbaubaren
Grundstücksfläche darf oberhalb des obersten Vollge-
schosses eine weitere Geschossfläche von 330 m² errichtet
werden.

7. Innerhalb der mit „(b)“ bezeichneten überbaubaren
Grundstücksfläche darf oberhalb des obersten Vollge-
schosses eine weitere Geschossfläche von 120 m² errichtet
werden.

8. Innerhalb der mit „(c)“ bezeichneten überbaubaren
Grundstücksfläche darf oberhalb des obersten Vollge-
schosses eine weitere Geschossfläche von 300 m² errichtet
werden.

9. Innerhalb der mit „(d)“ bezeichneten überbaubaren
Grundstücksfläche darf oberhalb des obersten Vollge-
schosses eine weitere Geschossfläche von 380 m² errichtet
werden.

10. Innerhalb der mit „(e)“ bezeichneten überbaubaren
Grundstücksfläche darf oberhalb des obersten Vollge-
schosses eine weitere Geschossfläche von 460 m² errichtet
werden.

11. Innerhalb der mit „(f)“ bezeichneten überbaubaren
Grundstücksfläche darf oberhalb des obersten Vollge-
schosses eine weitere Geschossfläche von 500 m² errichtet
werden.

12. Innerhalb der mit „(g)“ bezeichneten überbaubaren
Grundstücksfläche darf oberhalb des obersten Vollge-
schosses eine weitere Geschossfläche von 280 m² errichtet
werden.

13. Durch geeignete Grundrissgestaltung sind die Wohn- und
Schlafräume innerhalb der mit „(A)“ bezeichneten
Flächen den lärmabgewandten Gebäudeseiten zuzuord-
nen. Kinderzimmer sowie Wohn- und Schlafräume in Ein-
zimmerwohnungen sind wie Schlafräume zu beurteilen.
Soweit die Anordnung der Wohnräume oder einzelner
Schlafräume einer Wohnung an den lärmabgewandten
Gebäudeseiten ausnahmsweise nicht möglich ist, muss für
diese Räume ein ausreichender Lärmschutz durch bauli-
che Maßnahmen an Außentüren, Fenstern, Außenwänden
und Dächern der Gebäude geschaffen werden. Für lärmge-
schützte Außenbereiche an Gebäudeseiten mit Tagpegeln
von 59 dB(A) bis kleiner 70 dB(A) ist durch bauliche
Schallschutzmaßnahmen wie zum Beispiel verglaste Log-
gien oder Wintergärten sicherzustellen, dass ein Tagpegel
im geschützten Außenbereich von kleiner 59 dB(A) bei
geöffneten Fenstern beziehungsweise Bauteilen erreicht
wird.

14. Die mit „(B)“ bezeichnete Gebäudeseite ist mit baulichen
Schallschutzmaßnahmen wie zum Beispiel verglasten
Laubengängen beziehungsweise Wintergärten oder ver-
glasten Loggien vor sämtlichen Fenstern von Räumen, die
zum dauernden Aufenthalt von Menschen bestimmt sind,
auszubilden. Soll die mit „(B)“ bezeichnete Gebäudeseite
geschlossen ausgeführt werden, müssen Fenster zur lärm-
abgewandten Seite angeordnet werden, die den Anforde-
rungen des § 44 Absatz 2 der Hamburgischen Bauordnung
vom 14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), zuletzt
geändert am 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 370), ent-
sprechen. Im Fall von Satz 2 müssen Fenster, die zur lärm-
zugewandten Seite ausgerichtet sind, als nicht zu öffnende
Fenster (Lichtöffnungen) ausgeführt werden.

15. Auf der Fläche für Sport- und Spielanlagen ist innerhalb
der mit „(C)“ bezeichneten überbaubaren Grundstücks-
fläche eine Sporthalle zulässig.

16. Auf der Fläche für Sport- und Spielanlagen ist innerhalb
der mit „(D)“ bezeichneten überbaubaren Grundstücks-
fläche eine Sporthalle zulässig.

17. Das festgesetzte Gehrecht umfasst die Befugnis der Freien
und Hansestadt Hamburg einen allgemein zugänglichen
Weg anzulegen und zu unterhalten. Geringfügige Abwei-
chungen von dem festgesetzten Gehrecht können zugelas-
sen werden.

18. Im allgemeinen Wohngebiet ist je 1.000 m² Grundstücks-
fläche ein Baum zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.
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Für die festgesetzten Baumpflanzungen sind standort-
gerechte einheimische Laubbäume mit einem Stamm-
umfang von mindestens 18 cm, in 1 m Höhe über dem Erd-
boden gemessen, zu verwenden. Im Kronenbereich jedes
Baums ist eine offene Vegetationsfläche von mindestens
12 m²  anzulegen und zu erhalten.

19. Für die nach der Planzeichnung zu erhaltenden Gehölze
sind bei Abgang Ersatzpflanzungen so vorzunehmen, dass
der Umfang und Charakter der Pflanzung erhalten blei-
ben. Außerhalb von öffentlichen Straßenverkehrsflächen
sind Geländeaufhöhungen oder Abgrabungen im Kronen-
bereich der Bäume unzulässig.

20. Entlang des Veilchenwegs sind innerhalb der festgesetzten
Fläche mit dem Ausschluss von Nebenanlagen, Wege,
Zufahrten, Außenwohnbereiche und Kinderspielflächen
ausnahmsweise zulässig.

21. Im allgemeinen Wohngebiet sind Gehwege in wasser- und
luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. 

22. Die nicht überbauten Flächen von Tiefgaragen sind mit
einem mindestens 50 cm starken durchwurzelbaren Sub-
strataufbau zu versehen und gärtnerisch anzulegen. Sofern
Bäume angepflanzt werden, muss der Substrataufbau im
Bereich der Bäume mindestens 1 m betragen.

23. Im allgemeinen Wohngebiet sind die Dächer der Gebäude,
soweit sie nicht der Belichtung, als Zuwegungen und
Terrassenflächen und für Dachaufbauten zur Aufnahme
technischer Anlagen erforderlich sind, mit einem min-
destens 8 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu
versehen und extensiv zu begrünen.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 27. September 2011.

Das Bezirksamt Eimsbüttel



Freitag, den 30. September 2011412 HmbGVBl. Nr. 36

Herausgegeben von der Behörde für Justiz und Gleichstellung der Freien und Hansestadt Hamburg.
Druck, Verlag und Ausgabestelle Lütcke & Wulff, Rondenbarg 8, 22525 Hamburg, — Telefon: 23 51 29-0 — Telefax: 23 51 29 77.
Bestellungen nimmt der Verlag entgegen. Bezugspreis für Teil I und II zusammen jährlich 75,– Euro. Einzelstücke je angefangene

vier Seiten 0,26 Euro (Preise einschließlich 7 % Mehrwertsteuer).


